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4819
Burgenländisches Landesgrundverkehrsgesetz, LGBl. Nr. 11/1955;
keine verfassungsrechtlichen Bedenken gegen § 4 Abs. 1 lit. d,
§ 4 Abs. 2, § 11 Abs. 3 und § 16; die Grundverkehrs-Landeskom-
mission ist eine Kollegialbehörde im Sinne des Art. 133 Z. 4 B.-VG.
Es ist zulässig, daß eine solche Kollegialbehörde in erster und
zugleich oberster (letzter) Instanz entscheidet. Maßgebend für
die Zuständigkeit der Behörde ist, soferne das Gesetz nichts anderes
bestimmt, allein der Zeitpunkt der Erlassung des Bescheides.
Keine Verletzung des Eigentumsrechtes oder des Rechtes auf das

Verfahren vor dem gesetzlichen Richter
Erk. v. 13. Oktober 1964, B 42/64

Die Beschwerde wird abgewiesen.
Der Antrag, die Beschwerde an den Verwaltungs gerichtshof abzutreten,

wird abgewiesen. .

Entscheidungsgründe :
Mit Kaufvertrag vom 30. April 1962 hat Aloisia St. die Grundstücke

Nr. 273 und 284, EZ. 11 KG. K. an Prinzessin 1. von B. verkauft.
Am 13. August 1962 beantragte die Erwerberin bei der Grundver-
kehrsbezirkskommission bei der Bezirkshauptmannschaft G. die
Erteilung der Zustimmung zur Eigentumsübertragung nach dem
Landesgrundverkehrsgesetz für das Burgenland. Die Bezirkshaupt-
mannschaft G. legte den Antrag im Hinblick darauf, daß die Erwer-
berin nicht die österreichische Staatsbürgerschaft besitzt, der Grund-
verkehrslandeskommission als der zur Entscheidung zuständigen
Behörde vor. Mit Bescheid der Grundverkehrslandeskommission
vom 9. Dezember 1963 wurde der Antrag der Erwerberin auf Zu-
stimmung zur Übertragung des Eigentums der genannten Grundstücke
abgewiesen. Die Käuferin behauptet, durch diesen Bescheid in ihren
verfassungsgesetzlich gewährleisteten Rechten auf das Verfahren vor
dem gesetzlichen Richter wegen Verstoßes gegen Art. 18Abs. 1 B.-VG.
sowie gegen § 24 Abs. 3 des Landesverfassungsgesetzes für das Burgen-
land, LGB!. Nr. 3/1926, sowie in ihrem verfassungsgesetzlich gewähr-
leisteten Recht auf Unverletzlichkeit des Eigentums verletzt worden
zu sein.

1. Die nach den Bestimmungen des Landesgrundverkehrsgesetzes,
LGB!. für das Burgenland Nr. 11/1955, beim Amte der Burgen-
ländischen Landesregierung gebildete Grundverkehrs-Landeskommis-
sion ist eine Kollegialbehörde nach Art. 133 Z. 4 B.-VG. Gegen die
Bestimmungen des § 16 LGVG. bestehen keine verfassungsrechtlichen
Bedenken (Erk. Slg. Nr. 3506/1959, 3605/1959 und B 32/62 und B 46/62
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vom 10. Oktober 1962). Der Verfassungsgerichtshof hält aus den in
den zitierten Entscheidungen dargelegten Gründen auch weiterhin
an dieser Auffassung fest.

Die Prozeßvoraussetzung der Erschöpfung des Instanzenzuges
war demnach zu bejahen.

Ir. Der Kaufvertrag wurde mit 30. April 1962 geschlossen und
am 13. August 1962 mit dem Antrag auf Erteilung der Zustimmung
der Grundverkehrsbezirkskommission vorgelegt. Mit der am
21. August 1962 im Landesgesetzblatt für das Burgenland kund-
gemachten Novelle zum Landesgrundverkehrsgesetz, LGB!. Nr. 16/
1962, wurde jedoch die Entscheidung über die Zulässigkeit eines
Rechtsgeschäftes, wenn der Erwerber nicht die österreichische Staats-
bürgerschaft besitzt, an die Grundverkehrslandeskommission über-
tragen. Die Grundverkehrsbezirkskommission hat daher nach Durch-
führung eines Ermittlungsverfahrens den Antrag der Grundverkehrs-
landeskommission zur Entscheidung vorgelegt, die auch in erster
und zugleich letzter Instanz über den Antrag entschied. Die Be-
schwerdeführerin ist nun der Meinung, daß die durch die Novelle
neu eingeführte Zuständigkeits bestimmung nur auf solche Tatbestände
angewendet werden könnte, welche nach dem Wirksamkeitsbeginn
der Novelle verwirklicht wurden. Die rückwirkende Anwendung der
Novelle auf das gegenständliche Rechtsgeschäft sei unzulässig und
daher die Beschwerdeführerin ihrem gesetzlichen Richter entzogen
worden.

Der Beschwerde war nicht Recht zu geben. Gemäß Art. 25 des
Landesverfassungsgesetzes vom 15. Jänner 1926, LGB!. für das Burgen-
land Nr. 3, beginnt die verbindende Kraft der im Landesgesetzblatt
verlautbarten Landesgesetze, wenn nicht ausdrücklich anderes be-
stimmt ist, nach Ablauf des Tages der Kundmachung. In der Gesetzes-
novelle, LBG!. für Burgenland Nr. 16/1962, ist nichts anderes bestimmt.
Somit war am Tage nach der Kundmachung die ausschließliche Zu-
ständigkeit der Grundverkehrslandeskommission zur Entscheidung
über die Zulässigkeit von Rechtsgeschäften, wenn der Erwerber
nicht die österreichische Staatsbürgerschaft besitzt, gegeben, gleich-
gültig ob das Rechtsgeschäft vor oder nach diesem Zeitpunkt abge-
schlossen worden ist. Maßgebend für die Zuständigkeit der Behörde
ist, soferne das Gesetz nichts anderes bestimmt, allein der Zeitpunkt
der Erlassung des Bescheides.

Die Beschwerdeführerin ist weiter der Meinung, es widerspreche
dem Sinn und Wortlaut der Bundesverfassung, Kollegialbehörden im
Sinne des Art. 133 Z. 4 B.-VG. auch kontrollfrei zu stellen, wenn diese
nicht in oberster, sondern in erster Instanz entscheiden. Es würde
sich sonst der mit dem Rechtsstaatsprinzip und den bestehenden
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Rechtsschutzeinrichtungen unvereinbare einzigartige Fall ergeben,
daß eine einzige Instanz unanfechtbar entscheidet.

Dieses Vorbringen der Beschwerdeführerin ist verfehlt. Der
Fall, daß, sei es in einer Bundes- oder in einer Landessache, eine
Behörde in erster und zugleich letzter Instanz entscheidet, ist keines-
wegs "einzigartig". Der Gesetzgeber ist befugt, durch einfaches
Bundes- oder Landesgesetz eine solche Regelung zu treffen. Auch
bei einer Kollegialbehörde im Sinne des Art. 133 Z. 4 B.-VG. ist
in dieser Hinsicht die Rechtslage nicht anders. Art. 133 Z. 4 B.-VG.
verlangt lediglich, daß die Entscheidung der Kollegialbehörde in
oberster Instanz zusteht. Eine Bestimmung, daß eine solche Kollegial-
behörde nur als Berufungsbehörde entscheiden dürfe, ist weder
in Art. 133 Z.4 B.-VG. noch in einer anderen Bestimmung des B.-VG.
enthalten. Der vom Gesetz gebrauchte Ausdruck "in oberster Instanz"
besagt für sich allein noch nicht, daß auch Unterinstanzen eingerichtet
sein müßten. Es ist daher zulässig, daß eine solche Kollegialbehörde
in erster und zugleich oberster (letzter) Instanz entscheidet. Es
bestehen aus diesem Grunde gegen die Verfassungsmäßigkeit des § 11
Abs. 3 LGVG. keine Bedenken, auch hat die Grundverkehrslandes-
kommission durch die Einfügung des § 11 Abs. 3 durch das Landes-
gesetz, LGBl. Nr. 16/1962, ihren Charakter als Kollegialbehörde im
Sinne des Art. 133 Z. 4 B.-VG. nicht verloren.

Zusammenfassend ergibt sich, daß die Beschwerdeführerin durch
den angefochtenen Bescheid in ihrem verfassungsgesetzlich gewähr-
leisteten Recht auf ein Verfahren vor dem gesetzlichen Richter nicht
verletzt worden ist.

IH. Das verfassungsgesetzlich gewährleistete Recht auf Unver-
sehrtheit des Eigentums wird nach der ständigen Rechtsprechung
des Verfassungsgerichtshofes mit Rücksicht auf den im Art. 5 StGG.
enthaltenen Gesetzesvorbehalt durch den Bescheid einer Verwaltungs-
behörde verletzt, wenn der Bescheid entweder ohne jede gesetzliche
Grundlage erlassen wurde, oder wenn er sich nur auf ein verfassungs-
widriges Gesetz stützen kann, oder schließlich wenn die Verwaltungs-
behörde bei der Erlassung des Bescheides ein verfassungsmäßiges
Gesetz in denkunmöglicher Weise angewendet hat (Erk. Slg. Nr. 3566/
1959 u. a.).

Der angefochtene Bescheid stützt sich auf die Bestimmungen
des burgenländischen Landesgrundverkehrsgesetzes in der Fassung
des Landesgesetzes vom 14. Juni 1962, LGBl. für das Burgenland
Nr. 16. Er ist also nicht ohne jede gesetzliche Grundlage erlassen
worden. Die Beschwerdeführerin behauptet aber, daß § 4 Abs. 1
lit. g leg. cit. gegen Art. 18 Abs. 2 B.-VG. verstoße und daher ver-
fassungswidrig sei. Nach dieser Bestimmung könne die Zustimmung
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zum Erwerb land- und forstwirtschaftlicher Grundstücke durch
Ausländer erteilt werden, wenn kein österreichischer Staatsbürger .
bereit und imstande sei, den ortsüblichen Verkehrswert zu
bezahlen. Eine denkmögliche Anwendung dieser Bestimmung sei
ausgeschlossen, weil vor jedem Grundstückserwerb durch Ausländer
eine Volksbefragung unter Einschluß unmündiger, berufsfremder
und aller im Ausland ansässiger Staatsbürger stattfinden müßte,
ob sie nicht etwa eine Wiese in einer burgenländischen Gemeinde
erwerben wollten.

Zunächst ist festzustellen, daß die Abweisung nicht in Anwendung
des § 4 Abs. 1 lit. g sondern in Anwendung der lit. d und des Abs. 2
dieser Bestimmung erfolgt ist. Die Tatsache, daß die Erwerberin nicht
die österreichische Staatsbürgerschaft besitzt, war im vorliegenden
Fall nur gemäß § 11 Abs. 3 für die Zuständigkeit der Behörde, keines-
wegs aber für die Verweigerung der Zustimmung maßgebend. Auf
die Ausführungen der Beschwerdeführerin zu § 4 Abs. 1 lit. g des
Gesetzes brauchte daher nicht eingegangen zu werden. Gegen § 4
Abs. 1 lit. d und Abs. 2, welche Bestimmungen der Erhaltung eines
wirtschaftlich gesunden mittleren oder kleinen landwirtschaftlichen
Grundbesitzes dienen, bestehen im gegebenen Zusammenhang keine
Bedenken.

Die denkunmögliche Anwendung des Versagungstatbestandes
nach § 4 lit. d des Gesetzes (Erwerbung bäuerlicher Grundstücke
zur Vergrößerung eines Großgrundbesitzes) wurde von der Beschwerde-
führerin nicht behauptet und liegt auch nicht vor. Somit ergibt sich,
daß die Beschwerdeführerin auch nicht in ihrem verfassungsgesetzlich
gewährleisteten Eigentumsrecht verletzt worden sei.

Da auch die Verletzung eines anderen verfassungsgesetzlich
gewährleisteten Rechtes nicht hervorgekommen ist, erweist sich die
Beschwerde als unbegründet; sie war abzulehnen.

IV. Wie bereits eingangs dargelegt, ist die Grundverkehrslandes-
kommission beim Amt der Burgenländischen Landesregierung eine
gemäß Art. 133 Z. 4 B.-VG. eingerichtete Behörde. Angelegenheiten,
die in die Zuständigkeit der Kommission fallen, sind also von der
Zuständigkeit des Verwaltungsgerichtshofes ausgenommen, da die
Anrufung des Verwaltungsgerichtshofes nicht ausdrücklich für zu-
lässig erklärt worden ist. Der Antrag, die Beschwerde an den Ver-
waltungsgerichtshof abzutreten, war daher gemäß Art. 144 Abs. 2
B.-VG. abzuweisen (Erk. vom 10. Oktober 1962, Zl. B 32 und B 46(62).


